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1 Einleitung

Gemäss Artikel 31 PBG wird das Bestellverfahren alle zwei Jahre durchgeführt und wird das nächste 
Mal für die Fahrplanperiode 2025/2026 durchgeführt. 
Die vorliegende Wegleitung dient dazu, die Kantone und die Transportunternehmen (TU) über die 
wichtigsten Punkte zum Ablauf des Bestellverfahrens und zu den Offerten zu informieren. Es ist vor-
gesehen, die Wegleitung bei Bedarf mit weiteren Punkten zu ergänzen. 

Falls Sie weitere Fragen oder Anregungen haben, steht Ihnen die E-Mail-Adresse
personenverkehr@bav.admin.ch zur Verfügung.

2 Gesetzliche Grundlagen

PBG: Bundesgesetz über die Personenbeförderung (SR 745.1)

Art. 31 Periodizität des Bestellverfahrens

Das Bestellverfahren wird alle zwei Jahre durchgeführt. Das BAV stimmt die Fahrplanperiode mit dem 
Bestellverfahren ab.

ARPV: Verordnung über die Abgeltung des regionalen Personenverkehrs (SR 745.16)

Art. 11 Ablauf, Termine

1 Das Bestellverfahren wird für eine Fahrplanperiode, in der Regel für zwei Jahre, durchgeführt.
2 Das BAV gibt den Kantonen und den Transportunternehmen die Termine der einzelnen Phasen des 
Bestellverfahrens bekannt. Es trägt dabei der Zeit, die für die kantonalen Entscheidverfahren notwendig 
ist, angemessen Rechnung.
3 Das BAV und die Kantone sorgen für die Koordination von Fahrplanverfahren und Bestellverfahren. 
Die Kantone hören die interessierten Kreise im Verlauf des Bestellverfahrens an und berücksichtigen 
deren Anträge angemessen.

Art. 23 Nachverhandlungen

1 Ergeben sich nach Abschluss der Angebotsvereinbarungen, aber vor ihrem Inkrafttreten wichtige neue 
Tatsachen, so ist eine Nachverhandlung über die Vereinbarungen durchzuführen.
2 Anpassungen der Angebotsvereinbarungen nach ihrem Inkrafttreten sind nur bei Zustimmung aller 
Besteller und in der Regel nur bei von den Transportunternehmen nicht beeinflussbaren Umständen 
möglich.

NZV: Eisenbahn-Netzzugangsverordnung (SR 742.122)

NZV-BAV: Verordnung des BAV zur Eisenbahn-Netzzugangsverordnung (SR 742.122.4)

FPV: Fahrplanverordnung (SR 745.13)

RKV: Verordnung des UVEK über das Rechnungswesen der konzessionierten Unternehmen 
(SR 742.221)

mailto:personenverkehr@bav.admin.ch
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3 Termine

Die Termine des Bestellverfahrens entsprechen grundsätzlich den Terminen im einjährigen Bestellver-
fahren. Das BAV informiert die TU sowie die Kantone jeweils mit separatem Schreiben (15. August 
2023) über die Termine und Fristen für das Fahrplan- und Bestellverfahren.

Die wichtigsten Termine des Bestellverfahrens 2025/2026:

BAV: Bekanntgabe der Mittelzuteilung an die Kantone (Kantonsquo-
ten) sowie Information über die Bundesmittel für den regionalen Per-
sonenverkehr (RPV) für die Jahre 2024 – 2027 gemäss Art. 14 Abs. 
2 ARPV

Donnerstag, 29. Juni 2023

Kantone: Transportunternehmen (TU) werden nach Konsultation 
des BAV über die für den RPV bereitgestellten Mittel und über er-
wünschte Angebotsänderungen informiert gemäss Art. 16 Abs. 1 
ARPV bis

Sonntag, 10. Dezember 2023 

TU: Erstellen verbindlicher Offerten für die Fahrplanjahre 2025 und 
2026 zuhanden der Besteller gemäss Art. 17 Abs. 1 ARPV

Dienstag, 30. April 2024

TU, Kantone, BAV: Offertenprüfung und Verhandlungen mit den 
Leistungserbringern des RPV bis

Montag, 12. August 2024 

TU, Kantone, BAV: Definitiver Entscheid, welche Angebote in den 
Fahrplan aufgenommen werden, zwingend für Bahnlinien

Montag, 12. August 2024

TU, Kantone, BAV: Detailbereinigung der Offerten in den übrigen 
Positionen sowie definitive Bestellung

Sonntag, 15. Dezember 2024 

4 Offerten (Artikel 17 ARPV)

An den Offerten ändert sich gegenüber den Vorjahren nichts Wesentliches. Artikel 17 ARPV definiert 
den Umfang und Inhalt der Offerten. Die Formulare sind auf der BAV-Homepage aufgeschaltet:

www.bav.admin.ch => Allgemeine Themen => Regionaler Personenverkehr => Offerte RPV 
2025/2026

Gemäss Artikel 17 Absatz 5 ARPV können die Unterlagen in elektronischer Form eingereicht werden.  
Dazu ist das rechtsgültig unterschriebene «Offertformular RPV» einzureichen. Das BAV und verschie-
dene Kantone führen elektronische Dossiers. Daher bitten wir die TU, den Bestellern sämtliche Unter-
lagen in elektronischer Form (als durchsuchbare PDF- oder Excel-Dateien) einzureichen.

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/741/de#art_14
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/741/de#art_14
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/741/de#art_16
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/741/de#art_16
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/741/de#art_17
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a) Umschreibung Angebot (RPV-Formular)

Das RPV-Formular ist je separat für die beiden 
Fahrplanjahre einzureichen. Dabei ist im Feld 
"Veränderungen Angebot" auf Unterschiede 
des Angebotes zwischen den einzelnen Jahren 
hinzuweisen.

b) Planrechnung

Für die beiden Fahrplanjahre ist je eine verbindliche Planrechnung vorzulegen. 

Das Planrechnungsformular des BAV umfasst neben der letzten Ist-Rechnung und des laufenden 
Fahrplanjahres zwei verbindliche Planrechnungen der Fahrplanjahre 2025 und 2026. TU, welche die-
ses Planrechnungsformular verwenden, brauchen das Formular deshalb pro Linie nur einmal auszu-
füllen und einzureichen. Das Muster enthält die Leistungsmengen, Kosten, Erlöse sowie Abgeltungen 
der beiden zu offerierenden Fahrplanjahre. Die Kalkulationen der beiden Jahre sind unabhängig von-
einander. Somit können unterschiedliche Leistungsgrössen sowie unterschiedliche Annahmen bezüg-
lich der Entwicklung der Kosten und Erlöse berücksichtigt werden.

Bei der Planrechnung sind die Bestimmungen des 3. Kapitels der RKV zu berücksichtigen.
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c) Begründungen für Abweichungen gegenüber bisherigen Planungen und Ist-Rechnung

Zu begründen sind Abweichungen der Kosten, Erlöse und Abgeltungen pro Linie gegenüber den bis-
herigen Planungen (letzte Offerte 2024), Vergabevereinbarungen, Zielvereinbarungen und der letzten 
Jahresrechnung i.d.R. 2023) sowie zwischen den beiden Fahrplanjahren 2025 und 2026.

d) Mittelfristplan

Gemäss Artikel 20 RKV hat der Mittelfristplan inklusive der beiden zu offerierenden Fahrplanjahre 
(2025 und 2026) mindestens vier Fahrplanjahre zu umfassen. Zusätzlich zu den zu offerierenden 
Fahrplanjahren sind somit die Fahrplanjahre 2027 und 2028 auszuweisen.

Auszuweisen sind mindestens die Summen der Markterlöse, der Kosten, der Abgeltungen, der Leis-
tungsmengen sowie deren Veränderungen. Mit Zustimmung der Besteller kann auf eine Gliederung 
nach Linien verzichtet werden.

Die Strecken der Infrastruktur sowie die Nebengeschäfte müssen im Mittelfristplan für die RPV-Offer-
ten nicht ausgewiesen werden.

e) Investitionsplan

Der Investitionsplan enthält die in der Sparte 
RPV geplanten Investitionen und umfasst die 
gleichen Jahre wie der Mittelfristplan  inkl. Er-
läuterungen der Änderungen (insbesondere 
Projektverschiebungen) gegenüber dem letz-
ten eingereichten Investitionsplan.

Für Seilbahnen steht ein separater Investiti-
onsplan zur Verfügung.

f) Trassenpreise

Das Trassenpreisformular ist für die beiden 
Fahrplanjahre separat einzureichen. Dies, weil 
in der Regel die Markterlöse sowie die Leis-
tungsgrössen der beiden Fahrplanjahre von-
einander abweichen.



g) Übersicht eingesetzte Fahrzeuge

Die Übersicht über die im RPV eingesetzten 
Fahrzeuge braucht nur einmal beigelegt zu 
werden und nicht separat pro Fahrplanjahr. 
Aufzuführen sind alle geplanten Fahrzeuge. 
Nötigenfalls kann in der Spalte "Besonderhei-
ten / Bemerkungen" darauf hingewiesen wer-
den, wenn ein Fahrzeug nicht während der ge-
samten Fahrplanperiode eingesetzt wird, 
bspw. bei einer Fahrzeugbeschaffung im zwei-
ten Fahrplanjahr.

h) Indikatoren und Kennzahlen

Die Indikatoren für die Berechnung der finanziellen Kennzahlen sind den Bestellern pro Fahrplanjahr 
separat einzureichen, dem BAV via der Webapplikation. Die Ist-Daten 2023 können ab Ende Jahr, die 
Plan-Daten 2025/2026 ab März 2024 eingelesen werden.

Hinweis «Abschliessen»: Es kommt immer wieder vor, dass TU vergessen, in der Webapplikation den
Button «Abschliessen» zu betätigen. Bitte denken Sie daran, diesen Button zu betätigen. Ansonsten
werden keine Daten an das BAV übermittelt.

i) Fahrpläne

Grundsätzlich sind die Fahrpläne der beiden Fahrplanjahre anzugeben. 

Sind keine Fahrplanänderungen gegenüber dem aktuellen Fahrplan geplant, kann im Rahmen des 
Bestellverfahrens auf das Einreichen eines Fahrplan-Entwurfs verzichtet werden. Im RPV-Formular ist 
unter "Beilagen" ein entsprechender Hinweis vorzunehmen.

Ändert der Fahrplan gegenüber dem aktuellen Fahrplan, bleibt aber für die ganze offerierte Fahrplan-
periode gleich, dann reicht es aus, den neuen geänderten Fahrplan einmal einzureichen.

j - k) Angaben zu Verkauf, Verkaufsstellen, Reisegepäck, Tarifsystem, Tarifniveau

Diese Angaben können einmal und nicht separat pro Fahrplanjahr eingereicht werden. Bei den Tarifen 
sind die Tarife respektive die in der Offerte berücksichtigten Tarifanpassungen der beiden Fahrplan-
jahre aufzuführen.

Weitere Unterlagen

Zusätzlich sind auf Grundlage von Artikel 9 ARPV die Q.Berichte für das Jahr 2023 ebenfalls gleich-
zeitig mit den Unterlagen der Erstofferten zu den Fahrplanjahren 2025 und 2026 einzureichen. Die Be-
richte werden ab Mitte Februar 2024 zur Bearbeitung in Q.Daba verfügbar sein. Linienanpassungen 
sind mittels des zur Verfügung gestellten Formulars für die Stammdaten 2025 und 2026 einzureichen 
(mehr Informationen unter dem Kapitel «QMS RPV Controlling-Prozess und Stammdaten»).
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Weitere Unterlagen wie das Mobilitätskonzept für Behinderte oder die Anstellungsbedingungen des 
Personals brauchen den Offerten nicht beigelegt zu werden. Benötigen die Besteller spezifische An-
gaben, können sie diese gestützt auf Artikel 17 Absatz 4 ARPV im Rahmen der Aufforderung zur Of-
fertstellung oder auch nachträglich einverlangen. Mit diesem Vorgehen sollen der Umfang der Offerten 
beschränkt und die TU von der Pflicht befreit werden, für die Besteller unnötige Unterlagen einreichen 
zu müssen.

5 Offertbereinigung und Abschluss Angebotsvereinbarung

Es sind Offerten nach deren Einreichung Ende April für zwei Fahrplanjahre zu prüfen und mit den TU 
zu verhandeln und zu bereinigen.

Damit die definitive Trassenbestellung vorgenommen und der definitive Fahrplan festgelegt werden 
kann, sind die Offerten für das erste Fahrplanjahr mindestens bezüglich des Angebotsumfanges bis 
spätestens Mitte August zu bereinigen.

Nach der definitiven Bereinigung der Offerten inklusive der Abgeltungshöhe ist eine Angebotsverein-
barung für die Fahrplanperiode abzuschliessen. Das BAV wird eine Vereinbarung für die beiden Fahr-
planjahre abschliessen. Sie umfasst neben dem Vereinbarungstext zwei Beilagen, je eine Liste der 
bestellten Linien pro Fahrplanjahr. Damit ist es möglich, in den beiden Fahrplanjahren unterschiedli-
che Abgeltungen pro Linien, unterschiedliche interkantonale Verteiler oder unterschiedliche Kantons-
beteiligungen zu berücksichtigen.

Um die Rechtssicherheit der TU zu stärken, sieht das BAV vor, denjenigen TU, mit denen bis zum 
Fahrplanwechsel noch keine formelle Angebotsvereinbarung abgeschlossen werden konnte, eine Be-
stätigung der Absicht, die offerierten Angebote (Fahrplan) zu bestellen, zukommen zu lassen.

6 Anpassungen für das zweite Fahrplanjahr (Nachverhandlungen)

Gemäss Art. 23 ARPV sind Nachverhandlungen von Angebotsvereinbarungen nach ihrem Inkrafttre-
ten bei Zustimmung aller Besteller und in der Regel nur bei von den TU nicht beeinflussbaren Umstän-
den möglich.

Grundsätzlich besteht somit die Möglichkeit, Anpassungen an den Angebotsvereinbarungen für das 
zweite Fahrplanjahr vorzunehmen. Das BAV verzichtet darauf, eine abschliessende und verbindliche 
Liste aller Fälle bekannt zu geben, in welchem eine Anpassung der Angebotsvereinbarung vorgenom-
men werden kann. In der Folge gehen wir auf die aus unserer Sicht wichtigsten Anpassungsgründe 
eine:

Kurzfristige Anpassungen am Angebot

Wenn sich im Laufe des ersten Fahrplanjahres zeigen sollte, dass Änderungen am Angebot nötig 
sind, dann ist eine Anpassung der Angebotsvereinbarung möglich. Wir weisen aber auf folgende 
Punkte hin:

- Wir erachten kleine Anpassungen wie bspw. Verschiebungen des Fahrplans im Minutenbereich 
oder das Einsetzen von zusätzlichen Entlastungskursen nicht als eine ausreichende Begründung 
für eine Anpassung der Angebotsvereinbarung. Solche Anpassungen am Angebot können und 
sollen nach Rücksprache mit den Bestellern durch die TU vorgenommen werden ohne dass des-
wegen die Angebotsvereinbarung und die Abgeltungen angepasst werden müssten.

- Der Bund wird in der Regel nur über sehr beschränkte finanzielle Mittel für Anpassungen an den 
Angebotsvereinbarungen verfügen. Dies weil mit dem System der Kantonsquoten möglichst sämt-
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liche zur Verfügung stehenden Bundesmittel von Anfang an für die beiden Fahrplanjahre einge-
setzt werden sollen (siehe dazu auch die Ausführungen im Kapitel 7). Zusatzbestellungen durch 
die Kantone ohne finanzielle Beteiligung des Bundes sind zum Voraus mit dem Bund abzuspre-
chen.

Grössere Anpassungen am Angebot während der Fahrplanperiode sollten bereits zum Zeitpunkt des 
Abschlusses der Angebotsvereinbarung bekannt sein. Eine Anpassung der Angebotsvereinbarungen 
ist daher i.d.R. nicht nötig.

Unvorhergesehene Tarifanpassungen

Der Entscheid über Tarifanpassungen im direkten Verkehr sowie in den meisten Tarifverbünden wird 
erst nach dem Einreichungstermin der Offerten für den RPV gefällt. Dies war bereits im einjährigen 
Bestellverfahren der Fall. Mit dem zweijährigen Bestellverfahren verschärft sich diese Problematik. So-
lange die Tarifanpassungsverfahren nicht mit dem zweijährigen Bestellverfahren im RPV harmonisiert 
sind, sind durch die TU für die Offerten für das zweite Jahr der Fahrplanperiode Annahmen zu treffen. 
Die TU entscheiden selber über Tarifanpassungen. In den Offerten sind die Annahmen bezüglich den 
Tarifanpassungen anzugeben. Weichen die effektiv umgesetzten Tarifanpassungen (Tariferhöhungen) 
von den getroffenen Annahmen ab und alle anderen Annahmen sind korrekt, könnten die TU einen 
Gewinn erzielen. Eine solche planmässige Gewinnmöglichkeit wäre nicht systemkonform. 

Bei nicht eingeplanten Tarifanpassungen für das Zwischenjahr sind die Vereinbarungen daher anzu-
passen. 

Eine ähnliche Problematik wie bei den Tarifanpassungen entstünde bei grösseren Änderungen der 
Verteilschlüssel insbesondere in Tarifverbünden. Das BAV geht deshalb nach wie vor davon aus, 
dass die Verteilschlüssel zukünftig zum Einreichezeitpunkt der Offerten verbindlich für die gesamte zu 
offerierende Fahrplanperiode bekannt sind.

Änderungen der Rahmenbedingungen des Bundes

Eine Änderung der Rahmenbedingungen des Bundes, die für die TU mit substantiellen Zusatzkosten 
verbunden sind, erachten wir als ausreichenden Grund für eine Anpassung der Angebotsvereinbarun-
gen, bspw. eine Erhöhung der Mehrwertsteuer mit der damit verbundenen Erhöhung des Vorsteuer-
kürzungssatzes.

Erlöserwartungen neuer Angebote

Die Einführung neuer Angebote ist mit Unsicherheiten bezüglich der Nachfrage und der Erlöse ver-
bunden. Bei neuen Angeboten (neue Linien, grössere Veränderung einer oder mehrerer Linien) soll 
deshalb gestützt auf Artikel 23 Absatz 2 ARPV bei Zustimmung aller Besteller eine Anpassung der An-
gebotsvereinbarung möglich sein. Bei grösseren Abweichungen der Nachfrage und/oder der Erlöse 
von den Annahmen kann für das zweite Fahrplanjahr eine Anpassung der Angebotsvereinbarung vor-
genommen werden. Eine solche Möglichkeit muss bereits zum Zeitpunkt des Abschlusses der Ange-
botsvereinbarung diskutiert und verbindlich vereinbart werden, indem in der Angebotsvereinbarung 
Schwellenwerte festgelegt werden. Werden diese über- oder unterschritten, ist eine Anpassung der 
Angebotsvereinbarung vorzunehmen.

Unerwartete Kostensteigerungen (externe Effekte)

Grundsätzlich bilden unerwartete Kostensteigerungen Teil des von den TU zu tragenden Risikos. In 
Ausnahmefällen ist der Abschluss eines Nachtrages zur Angebotsvereinbarung möglich. Dies dann, 
wenn der Kanton als Besteller bereit ist, einen Teil der unerwarteten Kostenerhöhung in Form einer 
Abgeltungserhöhung zu tragen. Eine finanzielle Mitbeteiligung des Bundes an einem solchen Nachtra-
ges ist nicht vorgesehen.
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7 Weitere Fragen

7.1 Kantonsquoten

Die Kantonsquoten werden gleichzeitig für die beiden Fahrplanjahre festgelegt. Die Gesuche der Kan-
tone um Erhöhung der Kantonsquoten aufgrund von Mehrbedarf an Abgeltungen (insbesondere für 
Folgekosten von Betriebsmittelbeschaffungen) umfassen gleichzeitig beide Fahrplanjahre einer Fahr-
planperiode. Der Bund wird die vorhandenen Mittel beider Jahre möglichst vollständig verwenden. Als 
Folge wird es nur in Ausnahmefällen möglich sein, kurzfristig für das zweite Fahrplanjahr zusätzliche 
Anpassungen an den Kantonsquoten vorzunehmen. Dies könnte allenfalls dann der Fall sein, wenn 
der Kredit des Bundes für den RPV für das zweite Fahrplanjahr unerwarteterweise erhöht werden 
sollte.

7.2 Budgetvorbehalt

Gemäss Artikel 21 Absatz 5 ARPV stehen die Abgeltungen des Bundes für das zweite Fahrplanjahr 
unter dem Vorbehalt der Budgetgenehmigung durch die eidgenössischen Räte. 

7.3 Konzessionen

Bei Linien, deren Konzessionsrechte nach einem Fahrplanjahr ablaufen und somit während der Dauer 
der zweijährigen Angebotsvereinbarung erneuert werden müssen, steht die Bestellung der Angebote 
unter dem Vorbehalt, dass das Konzessionsrecht effektiv erneuert wird. Auf einen expliziten Vorbehalt 
in der Angebotsvereinbarung wird verzichtet. Werden auf den Zeitpunkt des Konzessionsablaufs Li-
nien ausgeschrieben oder sind Änderungen und Übertragungen während der Laufzeit der Konzession 
vorgesehen (z.B. nach dem ersten Fahrplanjahr), werden für die betroffenen Linien nur einjährige An-
gebotsvereinbarungen abgeschlossen.

7.4 Einjähriges Bestellverfahren

Bei grossen Unsicherheiten bezüglich des zweiten Fahrplanjahres soll im konkreten Einzelfall auf ein 
zweijähriges Bestellverfahren verzichtet werden können und zwei einjährige Bestellverfahren durchge-
führt werden. Mögliche Gründe für einjährige Bestellverfahren sind etwa grosse Angebotsveränderun-
gen oder baustellenbedingte Angebotsanpassungen, die dazu führen, dass das konkrete Angebot für 
das zweite Fahrplanjahr zum Zeitpunkt der Offerteinreichung noch nicht bekannt ist. Das BAV ent-
scheidet im Einzelfall auf Antrag der betroffenen TU und Kantone.


